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J A R Ü S L A V M L Y N S K Y 

Z U R P R O B L E M A T I K D E R K I R C H E N P O L I T I K 

D E R K P T s c h I N D E N J A H R E N 1 9 4 8 - 1 9 1 9 

Die katholische Kirche stellte nach dem Februar 1948 in unseren Ländern 
eine bedeutende ideologische und politische Macht vor. Zu ihr gehörten etwa 
70 % der B e v ö l k e r u n g , von welcher etwa ein Drittel, besonders in der Slowakei 
und in den m ä h r i s c h e n Gebieten wirklich mit der Kirche lebte und wurde 
dadurch tief beeinflusst. Die Kirche hatte eine traditionelle und fest aufgebaute 
Organisation, vom Erzbistum bis zu den Pfarren und Klostern. In der Tsche­
choslowakei waren tätig fast 7000 von katholischen Priestern, ausser 2800 
Ordensbrüder , von denen manche in die öffentl iche Re l ig ions lä l igke i t einge­
gliedert wurden. Beinahe 1500 von Priestern wirkten gerade auf den Schulen. 
Das Kirchenschulwesen, das etwa V2 % v o n unseren Schulen vorstellte, hatte 
seine Hochschul fakul tä ten , Seminare, Mittelschulen usw. Die ü b e r w i e g e n d e 
Mehrheit von 12 000 der Ordensschwester wirkte in den Krankenhäusern und 
Wohltät igke i t sansta l ten . Die katholische Kirche wurde mit der Yolkspartei der 
Vorfeberzeit, die 350' 000 Mitglieder umfasste, eng verbunden. In der Regierung, 
im, Parlament und in den Nat iona lausschüssen wurde diese Partei durch eine 
Reihe von Kirchenrepräsen lanten vertreten. Die Kirche beeinflusste eine Reihe 
von Organisationen — z. B. die Turnorganisation „Orel" („Adler") mit 192 000 
Mitgliedern, einen Teil von Pfadfinderorganisationen und verschiedene rel igiös 
gerichtete Vereine, die bei den Pfarren fast in jeder Gemeinde wirkten. Obzwar 
man ihre Tät igkeit nicht überschätzen konnte, beeinflussten sie doch einen ge­
wissen Teil der Öffentl ichkeit . Ausserdem hatte die Kirche eine Mögl ichkei t , 
sich an die Gläubigen mittels der grossen Wahlfahrten und Kirchenfeste zu 
wenden. Sie disponierte auch über umfangreiche Kirchenpresse.1 Sehr wichtig 
war die Tatsache, dass die katholische Kirche einen internationalen Charakter 
trug und dem Vatikan, dessen feindliche Haltung zu allen revolut ionären Ver­
ä n d e r u n g e n in den volksdemokratischen Ländern bekannt war, untergeordnet 
wurde. Der Fcbersieg stellte auch die Frage des umfangreichen Kircheneigen­
tums, besonders des Bödenbes i t ze s , auf.2 

Bei der Ausarbeitung der Kirchenpolitik in der Nachfeberzelt ging die KPTsch 
von allen diesen U m s t ä n d e n aus. i m Rahmen der Konsolidation des öffentl ichen 
und politischen Lebens war es nötig , dass besonders die katholische Kirche 
nicht zur Basis von feindlicher Beeinflussung der B e v ö l k e r u n g würde und so 
den Pro/.ess der Befestigung der politischen Einheit nicht erschwerte. Im Ge­
genteil, sie sollte durch ihren Einfluss auf die Gläubigen eine, positive Rolle 
bei der weiteren Entwicklung der Gesellschaft spielen. 

Die katholische Kirche zog sich aber zurück und wartete nach dem Feber 
ab. wie sich die Lage entwickeln wird. Sie setzte sich ol'fi/.iel nicht zur Wehr 
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der kompromittierten Repräsentanten von Klerus in der Volkspartei, weil sie 
vusste, dass sie dadurch politisch beschädigt würde . Durch die Naehfebcrreini-
gimg wurde sie fast überhaupt nicht berührt — sie war weder politische Orga­
nisation, noch ein Verein und deshalb bezog sich die Rechtkraft der Aktions­
ausschüsse der Nationalen Front (NF) auf ihre Organe und Institutionen nicht, 
obzwar eine ganze Reihe von Geistlicher durch ihre volksfeindliche Haltung 
bekannt war. Die Kirohenbehörden nahmen die E insprüche der Aktionsaus­
schüsse gegen diese Reakt ions lät igkei t in der Vorl'eberzeit nicht in Betracht — 
diese Geistlichen wurden weder abgerufen, noch versetzt. Nur den Aktionsaus­
schüssen der Lehrerorganisationen ist es gelungen, reaktionäre Religionslehrer 
von den Schulen abzurufen: dies war aber eine Massregel, die der Kirchcnlinie 
vorbei ging. Was die Religionsvereine betrifft, dort wurden die Aktionsaus­
schüsse gegründet , aber se lbstverständl ich nur aus den Mitgliedern dieser Vereine 
und nur dort, wo es gelungen ist. So entstanden sie z. B. in Zweigstellen der 
Charität. im Verbände der katholischen Frauen und M ä d c h e n , im Vereine Sorge 
(Snaha), aber ihre Tät igkeit war sehr formal, weil sie nicht ganz gut im Stande 
waren, den Reaktionsniitglicdern eigenes Vereines fest politisch entgegenzu­
treten. 

Anfang März 1948 fand in Brno (Brünn) eine Konferenz aller katholischen 
Bischöfe und Ordinarier statt, die den kirchenpolitischen Problemen im Zusam­
menhang mit neuer Lage in der Nachfeberzeit gewidmet wurde. Dort wurde 
e inmüt ig erklärt, dass „die katholische Kirche sich an keine politische Staats­
form bindet und immer den höchs ten Interessen seines Volkes dienen will". 
Diesen Standpunkt stellten dann die katholischen Leiter als eine Erklärung der 
Loyal i tät der Kirche zur neuen Regierung und ihren Gesetzen vor, obzwar 
hiemit die Kirche seinen Standpunkt zur neuen Lage eigentlich nicht erklärte. 
Gleichzeitig zeigte sie n ä h m l i c h in versandten Botschaften ihre kritische Haltung 
zu den Ereignissen.3 

Löste die KPTseh den ganzen Prozess der Wiedergeburt des politischen Le­
bens auf Grund der Nationalfront, mittels einer Differenziation zwischen den 
reakt ionären und positiven Kräften, durch das Aktivieren der demokratischen 
und progresiven Kräfte in den einzelnen Parteien und Organisationen, so er­
wählte sie diese Form auch in ihrer Beziehung zur katholischen Kirche. In 
gegebener Situation schloss sie die Machteingriffe in den Kirchenfragen aus, 
weil sie der Kirche nicht ermögl i chen wollte, eine Rolle „des Märtyrers" zu 
spielen. Sie strebte deshalb nach der Gewinnung der demokratischen Elemente — 
besonders von den Reihen der niedrigeren Geistlichkeit — für die Politik einer 
Zusammenarbeit mit dem Staate und gleichzeitig nach der Isolation derjenigen 
Vertreter der katholischen Hierarchie, die 'sich feindlich zur Festigung der 
Macht der Werktät igen stellten. Dies bedeutete gleichzeitig ein Bestreben, die 
vatikanische Orientierung der katholischen Kirche — selbstverständl ich in poli­
tischem Sinne — durch eine nationale und patriotische Orientierung mit einer 
loyalen ja positiven Beziehung zum Staat zu ersetzen und so den schädl ichen 
vatikanischen aussenpcJlitischen Einfluss zu brechen. Dies alles forderte die Kon­
takte mit dem Klerus breiter zu entwickeln, die massenpolitische Arbeit mit ihm 
und auch mit den Gläubigen zu stärken unid geduldig zu handeln, weil es sich 
nicht um eine einmalige Aktion, sondern um einen fortlaufenden Prozess han­
delte. Zu Organen, die diese Aufgaben lösen sollten1, wurden die Aktionsaus­
schüsse, bzw. ihre Kirchenkommissionen. 
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Den 18. März 1948 gab der Zentralaktionsausschuss (ZAA) der N F eine 
Erklärung' über die Freiheit der ReligionskonfeSsion und des Gewissens ab 4 und 
gleichzeitig errichtete er einen Ililfsorgaii — eine von Vertretern aller Kirchen 
und des Zentralaktionsausschusses zusammengesetzte „ K o m i s i o n für Kirchen 
und Rcligionsfragen". die zu einer Grundlage für Handeln zwischen dem Staat 
und der Kirche werden sollte. Auf Wunsch der katholischen Hierarchie wurde 
ausserdem ein« besondere Kommission, bzw. Subkommission nur für die Ange­
legenheiten der katholischen Kirche errichtet, die nur von ihren Vertretern und 
denen aus dem Zentralaktionsausschuss zusammengesetzt wurde.-' Diese sollte die 
aufgetauchte Streitfragen lö sen , vor allem die Frage der E n t s c h ä d i g u n g des natio­
nalisierten kirchlichen Eigentums und die Perspektive des Kirchenschulwesens. 
Hiebci garantierte der Staat im Geiste der Erklärung des Zentralaktionsaus-
sehusses nicht nur die Freiheit der Religionskonfession, sondern auch die 
materielle Sieherslellung der Kirchen, wenn sie ihre positive Haltung zum Nach-
feberregime erklären werden. Der Zentralaktiorisausschuss legte auch der Kirchen­
kommission einen konkreten Vorschlag vor, die Deckung des Personal- und 
Kulturvoranschlags der Kirchen aus der Staatskasse zu sichern. Der Staat zeigte 
seinen guten Willen auch durch die Genehmigung der neuen Verfassung, deren 
§§ 1.6, 17 und 18 die Freiheit der Religion und des Gewissens gewährle i s ten . 

Auch die Kreis- und Rezirksakt ionsausschüsse entwickelten in ihrem Mass­
slabe die Initiative bei dem Handeln mit der katholischen Kirche, mit ihren 
Vertretern in Kreisen und Rezirken und strebten die Kirchenkommissionen zu 
gründen . Gleichzeitig wurden bei allen Kreis- und Bez irksausschüssen Kirchen­
sekretäre bestimmt. Die neue Regierung strebte sich mittels des Z A A und seiner 
Kommisionen einen Boden zur Lösung der Streitfragen durch Handeln zu 
schaffen. 

Die katholischen Leiter nahmen aber zu diesem Bestreben einen negativen 
Standpunkt ein und trotz manchen Beratungen in der Kirchenkommission kam 
es nicht zur Aufklärung der Beziehungen. Die Ursache war in der Ü b e r z e u g u n g 
der katholischen Hierarchie, dass sich der Regime der Diktatur des Proletariats 
dauerhaft nicht aufrechterhalten kann, dass es sich nur um ein Provisorium 
handelt, dass die V e r s ö h n u n g zwischen der Kirche und dem kommunistischen 
Regime prinzipiell nicht mögl i eh ist, dass man nicht handeln kann, solange die 
Kirche die Deckung für ihr nationalisiertes Eigentum nicht bekommt, dass es 
überhaupt nicht nöt ig ist, beim Suchen der positiven Beziehungen zum Staat zu 
eilen. 0 Unsere kirchliche Hierarchie verteidigte da wissentlich eine gemeinsame 
Front, die in der Tschechoslowakei, in Polen und Ungarn im Zusammenhang 
mit der Festigung des volksdemokratischen Regime entstanden war. Sie lehn­
ten se lbstverständl ich auch die staatliche materielle Sicherstellung der Kirche 
ab. weil sie den Verlust der Selbständigkei t in den ö k o n o m i s c h e n Fragen und 
die Abhängigke i t von der Regierung befürchteten. Ausserdem hielten sie diese 
Sicherstcllung nur für ein Manöver der Kommunisten in der Vorwahlperiode. 7 

Die anderen Kirchen der Tschechoslowakei gaben Erklärung über ihre posi­
tive Beziehungen zur Nachfebcrentwicklung ab — und sie drückten es nicht nur 
durch die Ü b e r e i n s t i m m u n g mit der Erklärung des ZAA der N F über die Reli-
gions- und Kirchenfragen aus. Sie richteten auch eine Aufforderung an ihre 
Gläubigen , die einheitliche Kandidatenliste zu unlers tützen und hiemil zur Festi­
gung der nationalen Einheit beizustehen.8 Die kathollisehe Kirche lehnte aber 
standhaft ab, ihre positive Haltung zum Staat zu erklären. Im Gegenteil, auf 

4 s b o r n i k F F - G ia 
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einer Bischofsberatung in Olomouc (Olmütz) den 3. Mai 1948 verboten die 
katholischen Ordinarier allen Geistlichen unter der Drohung der Kirchenstrafen 
nicht nur gesamte öffentl iche und politische Tätigkeit , sondern auch die Mit­
gliedschaft in den politischen Parteien und das Annehmen von Funktionen aller 
Art. ITher die Wahlen erklärte sich offiziell die Konferenz nicht, aber ihrer 
Kirchenlinie nach „riet" sie ganz durchsichtig den Gläubigen nur diejenige 
Kandidatc zu w ä h l e n , die eine . .genügende Gewähr le i s tung geben, die Gottes-
reehle zu verteidigen". Hiebet verbot sie den Gläubigen die Sonntagsarbeitsbri­
gaden. Die Kirehenführung trat auch der Ministerfunktion von P. Josef Plojhar 
und dessen Kandidatur in den Wahlen scharf entgegen.9 Die Versuche der Ver­
treter des Z A A der N F in der katholischen Kirchenkomin ission, die ürd inar ier 
zur Veränderung des Standpunktes zu bringen, waren erfolglos. Im Gegenteil, 
Erzbischof de Benin ah Vorsitzender der Bischofskonferenz teilte durch einen 
Sonderhriof dein Generalsekretär des Zentralaktionsausschusses der Nationalen 
Front dr. Cepicka am 25. Mai 1.948 mit — also gerade vor den Parlament-
wahlen — dass der Standpunkt der Kirche unverändert bleibt. Hiebei strebten 
die Ordinarier mit Drohungen von Kirehenstrafen diejenige Angehör igen des 
niedrigeren Klerus zum Gehorsam zu bringen, die sich zur Politik der N F 
annäherten und willig waren, z. B. in den Kirchenkommissionen, zu arbeiten. 1 0 

Auf diese Weise sollte die Organisalions- und fdeeneinheit der Kirchenreihen 
gefestigt und dabei auch das vermeintliche Streben der Kommunisten nach der 
Schaffung einer ..neuen". ..nationalen" katholischen Kirche in der CSH ab­
geschlagen werden. 

Das Verbot der öffentl ichen Tätigkeit der Priester und die Interventionen der 
Ordinuricr führten dazu, dass die Bildung von Kirchenkommissionen bei den 
Kreis- Lind Bezirksakl ionsausschüsse i i dev N F an grosse Schwierigkeiten sliess, 
weil die katholische Priester die Teilnahme an diesen Kommissionen und Kon­
ferenzen ablehnten. Sie nahmen nur dort teil, wo sie ausschliesslich gegen das 
Verbot der Ordinarier handelten. Grosse Mehrheit von katholischen Priestern 
und entsprechendes Prozent von wirklich glaubenden Katholiken meidelen des­
halb die Vorwahlaktionon. bzw. wähl ten die Wcisszetlel. deren grössle Menge 
eben in den Gemeinden mit. ehemaligen \ olk.spaiteieinl luss war. Irgendwo 
wurden die weisse Wahlzettel öffentlich abgegeben; ausserdem war w ä h r e n d 
der Wahlen eine gerade Abhängigke i t der Yolkspartc iwählcr von dem Stand­
punkt des Pfarrers oder Kaplans ganz klar. 1 1 Gleichzeitig zeigte sich aber auch 
Gegenlendenzen. Es gab katholische Priester, die an der Wahlkampagne teil­
nahmen, auf den Wahlversammlungen sprachen und die Kandidaten der N F 
wähl ten , gleich wie gewisse Gruppen von aktiven Gläubigen. Die katholischen 
Geist liehen traten offen gegen die N F nur in einzelnen Fällen und nirgends 
kam es zu einer ostentativen Massenaktion gegen einheitliche Kandidatenliste. 
Auf den Konferenzen der Geistlichen aller Kirchen, die in den meisten Kreisen 
und Bezirken Irolz den durch katholische Hierarchie verursachten Schwierig­
keiten verwirklicht wurden, nahm die Geistlichkeit sehr oft einen positiven 
Standpunkt zum Regime ein und in der Regel stimmte in diesem Sinne auch 
Resolutionen ab. Diese wurden dann in der Kreispresse publiziert, plakatiert 
und bzw. auf andere Weise verbreitet. So z. B. in Olomouc (Olmütz) unter­
schrieben 16 Katholischen Priester, in Iglau (.Iihlava) 12, auch im Karlsbader 
Gebiet u. dgl. 

[nlen*ive Tätigkeit der Akt ionsausschüsse der NT*' und ihre enge Kontakten 



ZUR P R O B L E M A T I K DER K I R C H E N T O U T I K 51 

mit der Geistlichkeit ermögl ichten schon im Laufe von drei Monaten nach dem 
Feber gewisse Schlussfolgerungen für die weitere Arbeit ziehen. 

Es zeigte sich, trotz allen ungüns t igen Erscheinungen, dass die Zusammen­
arbeit mit der katholischen Kirche mög l i ch ist, wenn sich der Vatikan in die 
Verhandlungen nicht einmischen wird. Besonders der niedrigere Klerus — Kapla-
nen. Administratoren und Pfarrer, die eigentlich die Stütze der Kirche darstell­
ten — war sehr verhandlungswillig. Die Politik der Differentiation brachte also 
positive Resultate, obzwar nur im begrenzten Masse. Die Parlamentswahlen 
zeigten nähml ich gleichzeitig, dass der wesentliche Teil vor allem von katholi­
scher Geistlichkeit und von wirklich Gläubigen seine positive Beziehung zum 
Slaat noch nicht gefunden hat. obzwar sie ihre Ü b e r e i n s t i m m u n g nach aussen 
hin zeigten. Auf Grund der intensiven politischen Arbeit in der Vorwahlkampagnc 
kam die KPTsch zur Schlussfolgcrung. dass etwa 20 % von katholischen Prie­
slern für die Zusammenarbeit in der N F ist. 35 % sich neutral benimmt und 
'•5 % einen ablehnenden Standpunkt einnimmt.1'1 

Es war also klar, dass die Kirchenfrage weiter ein kompliziertes Problem sein 
wird. Schon in dieser Zeit Mar deutlich, dass bei uns beim Aufbau des Systems 
der Diktatur des Proletariats wahrscheinlich die Trennung der Kirche vom Staat 
nicht in Krage kommt, wenn auch in diesem Sinne die Stimmen — im Laufe 
der Diskussion über neue Verfassung — von unten zu hören waren. Die sorg­
same Analyse der ideologischen und politischen Stellung der katholischen Kirche 
in unserer Gesellschaft führte die KPTsch zur Schlussfolgerung, eine solche 
Lösung würde die Abgeschlossenheit der katholischen Kirche und ihre Isolation 
vom positiven politischen Leben unterstützen, die innere Disziplin der Kirche 
samt der Abhäng igke i t des Klerus von der Hierarchie festigen und Beseitigung 
des Einflusses von reakt ionären Gruppen erschweren. Deshalb bot auch die 
KPTsch schon bald nach dem Feber den Kirchen materielle Sicherstellung an 
linier der Voraussetzung, sie w ü r d e n eine loyale Haltung zum Nachfebciregime 
einnehmen. 

Das Einstellen der katholischen Kirche vor den Wahlen konnte nicht den 
Wahlsieg der N F bedrohen. Im Gegenteil, die Kirche selbst kam in eine un­
günst ige Lage. Die unge lös ten Vermögensverhä l tn i s se , die Angelegenheit des 
Kirchenschulwesens, ihrer Presse. Jugend u. dgl. waren für sie sehr brennend und 
wichtig und die Nicht lö sung von diesen Fragen in rbereinstimmung mit dem 
Staat konnte die Kirche schwer beschädigen . Auch die Stellung der katholischen 
Kirche in Polen und Lngarn, in der sie dort gelangte, wurde zu ernster Warnung 
für unsere Kirchenkreise. Deshalb stellten die Vertreter der katholischen Kirche 
einen Auftrag, die Verhandlung wieder zu eröffnen. Schon am 11. Juni kam 
es zur Versammlung der katholischen Kirchenkommission, wo der Vorsitzende 
dr. Cepicka den ablehnenden Standpunkt der Kirche in den Wahlen kritisierte 
und zeigte, dass die weitere Verhandlungen mit der Kirche nur dann m ö g l i c h 
sind, wenn sie eine loyale Haltung zum Staat einnehmen wird. Die Präs identen­
wahl Klement Gottwalds bot dazu die Gelegenheit an. 1 4 

Das Resultat der Verhandlungen hat eine gewisse Klärung gebracht. Der Staat 
bewilligte die Einschreibung in die Kirchenschulen und die Kirche bot die Teil­
nahme bei der Präs identenwahl an — ein festliches Tedeum am Wahllag im 
St. Veilsdoin. in der nächsten Woche in allen Kirchen und auch eine Audienz 
der Bischöfe beim neuen Präsidenten. Sie stimmte auch die Teilnahme der 
Priester in den Kirchenkoniiiiissionen der Kreisakt ionsausschüsse üherein und 
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ermögl i chte den Gläubigen sich an den Sonnlagsbrigaden beteiligen. Die Hegie-
rung und der Präs ident nahmen an der Festmesse auf der Prager Burg teil und 
auch dadurch zeigten ihren guten Willen.' 1' 

Das Abkommen dauerte aber nicht lange, weil die Kirche entschlossen war, 
die Beziehungen weiter zu verschärfen. Sie war sich dessen bewusst, dass sie im 
Falle eines Konflikts keine guten Aussichten hat. Trotzdem bezog sie diese Stel­
lung, weil sie überzeugt war, dass das iNachfeberrcgime nur ein ü b e r g a n g s z u s t a n d 
ist. Hicbei verliess sie sich auch darauf, dass die katholische Kirche bei uns einen 
festgefügten Organismus bildet. 

Die Verhandlungen wurden schon den 18. Juni abgebrochen. Erzbischof 
dr. Beran suspendierte den Minister P. Plojbar vom Priesteramte, weil er trotz 
dem Verbot seines Ordinariers die Abgeordnetenfunktion in der Nationalen Ver­
sammlung angenommen hat. Bei den Verhandlungen in der Kirchenkommission 
des Z A A der N F blieb der Erzbischof bei seiner Entscheidung und anfangs Juli 
teilte er mit, dass die weiteren Gespräche nur auf Grund folgender Voraussetzun­
gen mögl i ch sind: das Kirchenschulwesen gesetzlich sicherzustellen und die gegen 
den Status quo der Kirchenschulen zielende Massnahmen aufzuheben. Es sollte 
auch die Frage der Kirchenpresse, der Kirehenvereine und der Deckung vom 
nationalisierten K i r c h e n v e r m ö g e n gelöst werden. 1 6 

Die Proteste gegen die Suspendierung des Ministers P. Plojbar, die die Volks­
partei, der Verband der tschechischen Bauern und der Verband der Frei­
he i t skämpfer veröffent l ichten, wurden von Erzbischof scharf abgelehnt. E r 
machte alle, die sich bei der Lösung von Kirchenfragen an die laienhafte Macht 
wenden wollten, darauf aufmerksam, dass sie sich dadurch ausser der Kirche 
stellen.1 7 Da spiegelte sich schon ganz klar der Einfluss des Papstdekretes gegen 
Kommunismus vom Juni 1948. 1 8 

In diesem Sinne wurden die Bischöfebriefe in den Kreisen verbreitet, in 
einigen Kirchen von der Kanzel gelesen und sogar auch den nichtkatholischen 
Kirchenwürden Irägcrn geschickt. Diese Handlung fand Ü b e r e i n s t i m m u n g beson­
ders bei den älteren Gläubigen und se lbstverständl ich bei den reakt ionären Ele­
menten der ehemaligen Volkspartei und nationalsozialistischen Partei. Was den 
katholischen Klerus betrifft, niemand hatte Mut gegen diesen Fortgang der Kir­
chenführung aufzutreten.19 

Den 16. August fand eine Versammlung der Bischöfe und Ordinaricr in Nitra 
statt, wo ein Memorandum an die tschechoslowakische Regierung ausgearbeitet 
wurde, in dein die Schuld an den unterbrochenen Verhandlungen der Regierung 
zugeschrieben wurde. Die Bischöfe forderten, den „p lanmäss igen" Kampf gegen 
die katholische Kirche einzustellen. Dieses Memorandum wurde in den Kirchen 
gelesen, wurde zum Objekt der Predigt usw. Auf den Kirchenfesten, besonders 
im September 1948, predikten die höchs ten Kirchenwürdenträger , Erzbischöfe 
und Bischöfe und betonten dabei Einheit der Interessen des heiligen Vaters 
mit der Kirche bei uns, die Einheit der Geistlichkeit und der Gläubigen , sprachen 
tendenziös von den Fragen der Beziehungen zwischen dem Staat und der Kirche 
und richteten die Äusserungen gegen dem Regime. 2 0 Hiebci wurde eine umfang­
reiche illegale Propaganda und Tätigkeit entfaltet. Gewisse Fakten davon waren 
schon von der Vorwahlperiode bekannt, jetzt aber wurde diese Tätigkeit in 
vielmehr breitem Massstab a u s g e ü b t . - 1 Man verbreitete Flugblätter mit ver­
schiedenen groben Nachreden, es steigerten sich die Angriffe in den Predikten 
und in den Klostern kam es zur Organisierung der Fluchten über die Staats-
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grenze. Deshalb miisslcu einige Geistliche für diese Wühlarbe i t verhaftet werden. 
Im November 1948. nach der Rückkehr unserer Bisehöfe aus Rom. wo sie die 

Siluationsnaehrichten über ihren D i ö z e s e n übergaben und wo sie zu einem plan-
massigen Vorgehen ausgefordert wurden, fing unsere katholische Hierarchie an 
wieder die Bereits Willigkeit zur Weiteren Verhandlung zu zeigen und machte 
darin auch gewisse Gesten.2- Gleichzeitig aber verwirklichte sie durch alle lega­
len und lialblegalcn Mittel ihre Politik in dem inneren Aufbau der Kirche. 

Sie festigte ihre innere Einheil von den Kaplanen bis zu dem Bischöfekorps , 
vor allem durch das Einhalten von strengster Disziplin und Gehorsam. Der 
niedrigere Klerus war immer von den Eingriffen der Hierarchie bedroht und 
auch die Uneinigkeit des Bischöfekorps wurde durch strenge Instruktionen von 
Yalikau überwunden . Die Kirchenführung verstärkte gleichzeitig auch seine Be­
strebung um die Gedankenbeherrschung der Gläubigen und um die Festigung 
ihres Widerslandes gegen Materialismus, Hiebei organisierte sie die Gedanken­
bearbeitung der Gläubigen ausschliesslich auf dem inneren Kirchenboden und 
benutzte dazu keine aussenkirchlichen \ ereinigungsmittel. 

Obzwar also die Kirche am Ende des Jahres J.948 ein neues Interesse für 
Verhandlung zeigte, der Korps der Bischöfe glaubte nicht an die Resultaten 
und befasste sich mit der Eventual i tät , dass es hei uns trotz allen Zusicherungen 
der Regierung zur Trennung der Kirche vom Staat kommt. Deswegen wertete 
auch positiv Erfahrungen mit sog. Marienkirehcnsleuer, die in Prager Diözese 
im Oktober 1948 eingenommen wurde. Ihr Ergebnis war gut und die Kirche 
erwog sie in allen Diözesen e inzuführen. Dies war eine faktische Vorbereitung 
für ö k o n o m i s c h e Se lbs tgenügsamkei t der Kirche. 2 3 Einerseits äusserte also die 
Kirche Bereitwilligkeit zu den Verhandlungen, anderseits aber vorbereitete sie 
sich zur eventuellen K a m p f l ö s u n g . 

Diese Wendung in der Stellung der katholischen Kirche und Verschärfung 
der Beziehungen zum Staat erforderten in der Kirchenpolitik erhöhte Bestrebung 
der KPTsch und der ganzen Nationalen Front. 

Einen offenen Konflikt mit der Kirche zu vermeiden, die Religionsfreiheit 
auf Grund der Gleichberechtigung und Verträgl ichkeit unter ihnen zu verleidigen, 
das Bestreben die Streitfragen durch Verhandlungen zu lösen — dies blieb die 
Grundlinie der Kirchenpolitik der Partei nach dem Juni 1948. Das wurde vor 
allein durch die einflussreiche Stellung der Hierarchie unter dem Klerus und 
den Massen von Gläubigen bestimmt. In dieser Zeit zeigte sieh bisher eine kleine 
Aktivität der Gläubigen in der Beziehung zu den reakt ionären Tendenzen der 
Hierarchie und auch der Widerspruch zwischen dem niedrigeren Klerus und der 
Kirchenfühjung hatte noch eine Anfangsform. Deswegen die Lage berechtigte 
zu nichts anderem als zu Verhandlungen. Als Hauptmethode bheb in der 
Kirchenpolilik die Differenziation in Reihen der Priester und Gläubigen . 

Akt ionsausschüsse bereiteten ein systematisches Unterfangen aller katholi­
schen — der volksdemokratischen Ordnung ergebenen — Priester. Dahin schien 
im Sommer 1948 die Lage weniger günst ig zu sein als in der Zeit vor den 
Wahlen — am Ende Oktober war es mög l i ch bloss 1 0 % Priester positiv zu 
schätzen.-'' 1 Druck der Hierarchie und Angst vor Kirchenstrafen führten dazu, 
dass eine Reihe Priester, welche in einer oder anderer Form mit den Aktions­
ausschüssen der N F in kirchliehen Kommissionen mitarbeiteten, begannen diese 
Arbeil zu meiden. Dies hat sich gezeigt z. B. auch beim Bemerkungshandeln 
zum Vorschlag für ein neues Geselz für Gehälter der Geistlichen, zu dem Kir-
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chenkommissioncn clor Akt ionsausschüsse mit Hilfe der Nachfragen, Untersu­
chungen und Versammlungen ein reichhaltiges Material konzentrierten. Es ge­
lang 21 Vikariatkonferenzen der Geistlichen zu organisieren, wo Geistliche über 
die Vorschläge handelten. Einerseits hat sich zwar gezeigt, dass ein ü b e r w i e g e n ­
der Teil der Geistlichen beim Slandpunktnehmen direkt von Weisungen und 
Direktiven seiner Vorgestellten abhängig ist und seine eigene Ansicht zu äussern 
fürchtet, anderseits aber eine Reihe Priester in persönl ichen Gesprächen bei 
unoffiziellen Treffen mit Mitgliedern der Kommissionen der N F Interesse an dem 
Gesetz zeigte und wünschte , die Existenzfragen der Priester durch den Staat 
zu lösen.--' Es bestätigte sieh, dass eben die staatliche Sieherstellung der Kirchen, 
die allgemeine Regelung der Gehälter, welche von der Benevolcnz und Ent­
scheidung der kirchlichen Vorgestellten u n a b h ä n g i g sein sollte, zu einem der 
Mittel wurde, die die Mitarbeit mit dem niedrigeren Klerus auf breiter Basis 
ermögl icht und zur Isolation der reakt ionären Kirchen kreise führt. Gleich­
zeitig haben auch in der kirchlichen Politik der Partei Erwägungen über die 
Gründl ing einer ..nationalen'' katholischen Kirche durch Abirennen eines Teils 
der Geistlichen und Gläubigen ähnl icherweise , wie in Jahren 1918—1920 beim 
Entstellen der Tschechoslowakischen Kirche, Echo nicht gefunden, denn es waren 
dazu weder ideologisch noch politisch passende Voraussetzungen. Infolgedessen 
z. B. auch der Hirtenbrief, durch welchen Bischöfe die Gläubigen zu dieser 
Prüfung ..der Treue zur heiligen Kirche" vorbereiteten, blieb ohne Widerhall. 
Es ist schon begründet worden, dass die Partei die Trennung von Kirche und 
Staat nicht beabsichtigte, denn in gegenwärt iger Lage würde es nur festeres 
Zusammenschliessen der Gläubigen mit der Kirchenführung und auch eine Ver­
stärkung ihres Einflusses auf den Klerus mittels Materialfragen heissen. 

Den Bestrebungen der Kirche, den ideologischen Einfluss auf Gläubigen zu 
stärken, setzte die Partei eine Reihe von ideologischen Kampagnen entgegen, 
wie z. B. gegen die Suspendierung des Ministers Plojhar, gegen die Politik des 
Vatikans und für Exkommunikation jener Priester, welche gegen die volksdemo­
kratische Ordnung verstiessen. Sie fanden hauptsächl ich in den Regionen statt, wo 
zu den Prozessen wegen der antistaatlichen Tätigkeit der Geistlichen gekommen 
ist. Die Grundforderung dabei war, diese Elemente wegen ihrer Reakt ionstät ig­
keit gegen den Staat auch der Kirchenlinie nach durch kirchliche Strafen samt 
Exkommunikation zu verfolgen. Die Tatsache, dass die Kirchenführung diese 
Forderung ablehnte und schweigend sie übertrat, indem sie sich aktiv gegen 
diejenige Priester, welche ihre positive Beziehung zu neuen Verbäl tnissen zeigten, 
exponierte, beschädigte sehr die Autorität der Kirchenführung. Es war da offen­
sichtlich, dass es sich nicht um die Religion und den Glauben handelt, sondern 
vor allem um politische Fragen und um Unbereitwilligkeit eine Beziehung zu 
neuer Ordnung zu finden. So ist es gelungen in die Kampagne für das Kirchen-
reinigen verschiedene Organisationen einzuschliessen.-6 

Die Massnahmen gegen den Druck der Kirche konnten sich begreiflich nicht 
nur auf ideologische und politische Aktionen beschränken . Es war notwendig 
dort mit der Macht einzugreifen, wo die Kirche direkt in Streit mit dem Gesetz 
kam. 2 7 

Trotz dieser Massnahmen war aber der Z A A der N F stets bestrebt, eine 
Grundlinie zum Handeln zu finden. So z. B. im September 1948 wurde der 
Unterricht in Kirchenschulen erö f fne t . 2 8 Das hatte einen positiven Widerhall 
unter Gläubigen , besonders in Orten der Residenzen dieser Schulen, sodass das 
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Bischof smein orandum vom 16. August, das sich auf den Zug gegen Kirche 
beschwerte, nicht gehör igen Widerhall hatte. Auch die Kreis- und Bezirksaktions -
ausschüsse hörten nicht auf. sich um Bildung der Kirchenkommissionen zu 
bestreben. Dies gelang wohl nur teilweise, denn die Priester fürchteten sich 
öffentlich zur Mitarbeit zu melden. 

Die erhöhte Aufmerksamkeit zu der Kirchenpolitik deutete auch erhöhte 
Ansprüche auf zuständige Organe der N F . Es war notwendig, die Arbeit in 
einzelnen Kreisen zu aktivisieren. das Netz der Kirchenreferenten zu erfüllen, 
den Einfluss der Hierarchie auf die Geistlichen und Gläubigen nachzufolgen. 
Aufmerksamkeit den Wallfahrten. Predigten. Flugschriften und der Kirchenpresse 
zu widmen und überhaupt die Intensität des Religionslebens zu folgen. Deswegen 
war notwendig, für die Mitarbeit einen ver läss l ichen Aktiv besonders aus Reihen 
von Mitarbeitern der Lokalakt ionsausschüsse zu gewinnen und auch — wie es 
nicht einmal in der Zeit des scharfen Kurses der Kirche anders nicht mög l i ch 
war — sich auf Sicherheitsorgane zu stützen. Als wichtiger Bestandteil der Arbeit 
der Akt ionsausschüsse wurde das Verbreiten des persönl ichen Verkehrs mit 
ehrlichen und ver läss l ichen Priestern. Diese wurden dann direkt in verschiedene 
Aktionen eingegliedert. Kirchenreferenten aber bestrebten sich auch auf die 
apolitische Geistlichen zu wirken, um besonders die Beseitigung des pessimisti­
schen Tons in Predigten und Ansprachen zu erzielen. Als wichtiges Mittel der 
Differenziation wurde die Forderung, dass Priester durch ihren Einfluss z. B. 
zur Sicherung der Ernte und des Auskaufs als der ganznationalen Aufgabe mit­
helfen. Auf dieses Aufgebot vom August 1948 reagierte offiziell die Kirche nicht. 
Deshalb sind alle geistlichen Würdenträger durch Funkt ionäre der N F , der Bc-
z irksnal ionalaussehüsse und der Volkspartei persönl ich aufgefordert worden, 
sieh einzugliedern. 

In dieser ganzen Arbeit zeigte sich aber eine Reihe von Problemen und Man­
geln. Manche Kirchenreferenten vermochten nicht ganz gut. mit den Geistlichen 
zusammenarbeiten, die konkreten Aufgaben in der Kirchenpolitik waren ihnen 
nicht klar usw. Deswegen schon am Ende Juni 1948 wurde die erste 14täg ige 
Schulung der Kirchensekretäre mit Betonung der Erläuterung der Politik der N F 
realisiert. In dieser Form setzte dann der ZAA der N F weiter fort. Wurde die 
Kirchenpolitik erfolgreich auf dem Boden der Zenlralorgane, vor allem des 
Z A A . durchgesetzt und im ganzen gut im Kreismassstabe sich entwickelte, dann 
da, wo eine Masse der Gläubigen und niedrigeres Klerus bestand, in Bezirken, 
war in manchen Fäl len am Ende des Jahres 1948 die Arbeit erst in selben An­
fängen. Es gab nicht genug tüchtiger und bereitwilliger Referenten, einige be­
währten sich nicht, manchmal wurden sie überhaupt nicht ernannt, so dass in 
einer Reihe der Bezirke Kirchenkommissionen gar nicht konstituiert wurden. 
Manche Referenten hatten keine Erfahrungen und ihre Ansichten waren sehr 
bunt und nicht immer mit der Politik der N F übere ins t immend , ü b l i c h z. B. 
zeigte sich das Unbegreifen. warum in der Tschechoslowakei nicht die Trennung 
der Kirche vom Staat durchgeführt wird. Absichten, mit Geistlichen überhaupt 
nicht, zu handeln und ausschliesslich auf die Massen der Gläubigen zu wirken, 
fehlerhafte Überschätzung der Nachrichtenarbeit, welche für einige Funktio­
näre zum Ziel wurde, anstatt als Mittel zur Differenziation zu sein. Manchmal 
äusserte sich bedeutende Ungeduldigkeit im Erwarten der Erfolge und Resultate 
der Kirchenpolitik, von Merk verlor sich die Langfristigkeit der ge lös ten Auf­
gabe, ein Fakt, dass die» Kirche ihren Einfluss und Tradition besitzt und dass 
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es notwendig ist. zweckbewusst und systematisch fortzuschreiten. Es waren auch 
Verhinderungen in kleiner Koordination der Arbeit unter Bezirksaktionsaus­
schüssen und Bczirksparle iausschüsscn. wo oft zur Bagatellisation der Arbeit 
auf dem Gebiet der Kirchenpolitik kam. 2 9 

Trotz allen diesen Schwierigkeiten setzte aber Prozess der Differentiation unter 
dem Klerus und den Gläubigen fort und die Kirchenpolitik der kommunistischen 
Partei brachte Erfolge. Unter Gläubigen verfiel systematisch der Einfluss ver­
schiedener Hirtenbriefe, welche zu oft vorkamen und mit sehr scharfem Ton 
geschrieben wurden, so dass die Gläubigen in ihnen einen verborgten und gegen 
die Ordnung gerichteten Stachel erkannten. Deshalb zweifelte auch stets grössere 
Zahl der Gläubigen über die Beschwerden der Bischöfe wegen der Störung der 
Religionsfreiheit. Es war eine Tatsache, dass gegen Ende des Jahres 1948 die 
Kirche zur Deffensive überg ing und deswegen stärkten in ihrer F ü h r u n g Ten­
denzen, die zu versöhnl ichen \ erhandlungen mit dem Staat neigten.'10 

In der Hälfte Dezember waren die Handlungen aus der Initiative der Bi ­
schöfe wieder eröffnet und liefen bis zum Feber 1949 durch. Dann kam zu 
neuen) Unterbrechen seils der Kirche, und zwar unter durchsichtigem Vorwand, 
dass die Bischöfeberatung in Novy Smokovec am 23. März 1949 abgehört 
wurde. Die Wendung hing mit der Ankunft des neuen Nuntiusvcrtreler Msgre 
\ erolino. der durch seine negative Einstellung zu den volksdemokratischen Lan­
dein bekannt war. zusammen. Dieser hat unter unseren Bischöfen den scharfen 
Vatikankurs durchgesetzt und dem Bischof dr. Trochta. Sprecher des Bischofs-
fliigcls. welches Ü b e r e i n k o m m e n wünschte , gedroht, damit er das Durchsetzen 
des Vorschlags auf weitere Handlung mit der Nationalfront und Regierung unter-
liesse. Am 29. April 1949 hat das Korps «ler Bischöfe, dem Präs identen der 
Republik ein Memorandum geschickt, in welchem es bekannt machte, dass die 
Loyal i tätserklärung der Kirche durch das Inzident in Smokovec aufgelöst gewor­
den ist.-'11 

So endete die Verhandlung zwischen der Kirche und dem Staat, die auf dem 
Boden der N F staltgefunden hatte. Es war klar, dass die Kirchenführung bei uns 
kein Interesse um das ü b e r e i n k o m m e n hat und dass sie weiter die Gläubigen 
in regimewidrigen Geiste gleichrichten will. So wurde die Lage reif zu Lösung. 
Es war schon mögl ich vor der breitesten Öffentl ichkeit zu beweisen, dass die 
Hierarchie kein Sprecher der Gläub igenmassen und Verteidiger der Religions-
heslrehungen ist. aber dass sie, im Gegenteil im Streit mit diesen handelt. 

Im Laufe mehr als eines Jahres, in welchem KPTsch die Kirchenpolitik der 
Dil'fcreiiziation unter dem Klerus und den Gläubigen praktizierte — die Politik 
der Isolation der Reaktionskräfte in der Kirche von der Masse der ehrlichen 
Gläubigen — entstand eine Lage, welche das Einschreiten gegen die Kirchen-
hicrarebie nicht nur ermögl ichte , sondern direkt, auch erforderte. Der Hierarchie 
ist es nicht gelungen im Laufe des Jahres die Gläubigen davon zu überzeugen , 
dass es sich im Streit mit dem Staat um eine Bedrohung der Religion handelt; im 
Gegenteil, der Streit fing an von den Gläubigen stets mehr als eine Angelegenheit 
der Machtpositionen der Kirche zu begreifen. Im Laufe eines Jahres ist die Oppo­
sition gegen Kirchenführung sehr erstarkt. Betreffend der Ansichten war sie 
begreiflieh nicht ausgeprägt: sie bezog eine breite Masse des niedrigeren Klerus 
und der Gläubigen von grundsätz l ichen Widerstehern Vatikans bis zu breiten 
Massen deren ein. welche zwischen dem Hierarchiedruck und ihrem Nalional-
und Palriotfiihlen schwankten. Deswegen drohte eine Gefahr — und Analysen 
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der Lage haben es bestätigt — dass bedeutungsvoller Teil dieser Opposition aus 
fler bisherigen Lage des Handelns eine bestimmte Schwäche der Regierung in 
Beziehung zur Kirche abzuleiten beginnen wird, dass sie die Macht der Kirchen-
hierarchie überschätzen wird und dass sie ihr wieder unterlegen wird, wenn die 
Regierung einen Beweis ihres festen und zielbewussten Einstellens nicht zeigen 
wird. Es entstand so eine komplizierte Lage. In der Zeit, wann die inneren Pro­
bleme der Nationalfront'schon überal l erfolgreich ge lös t wurden und die National-
front zum Hauptinstrumentc bei der Festigung des neuen Regimes geworden ist, 
l Junderttausendmassen von glaubenden Katholiken, positiv gesinnten über die 
Entwicklung unserer Gesellschaft, hatten keine Mögl ichkei t , nach ihrer Kirchen-
linic sich über diese wichtigen Fragen zu äussern. Die Kirchenführung hat ab­
gelehnt zum Sprecher dieser Tendenzen zu werden und hat sich dagegen gestellt. 

Deshalb kam die KPTsch im Geiste ihrer Politik der N F zum Ausrufen einer 
Massenbewegung der glaubenden Katholiken von unten, sowohl der Priester als 
auch der Laien. Sic knüpfte da auf ihre ganze bisherige Konzeption der Kirchen-
polilik an — die Patriotorientation der Gläubigen gegen Vatikansorientation 
zu unterstützen. 

Der industrielle Charakter des Staates bedeutete, dass sich im ganzen der Ein-
fluss der Religion bei uns schwächer als in Ländern mit ü b e r w i e g e n d e r Land­
b e v ö l k e r u n g äusserte . Ausserdem halte bei uns eine .starke Wirkung die Tradition 
der hussitischen Revolutionsbewegung und der Abtrennung vom Rom, die Re­
formation, aber gleichzeitig auch das Bewusstsein der Niederlage auf dem Weiss­
berg und die gewaltige Rekatholisation in der ..Dunkclzeit". Die katholische 
Kirche bei uns war mit Habsburgcrmonarchie verbunden und war als ihr Diener. 
Das Volk hasste die Monarchie und dies übertrug sich auf seine Art auf die 
katholische Kirche. Unser Volk hatte im frischen Gedächtnis auch die Einstel­
lung Vatikans im Laufe des zweiten Weltkrieges, die Aufgabe Hlinkas, Tisos 
und anderer. Alle diese Tatsachen riefen einen gewissen Widerspruch im Bewusst­
sein unserer Gläubigen — Widerspruch zwischen dem politischen Fuhlen und 
der Beziehung zur Kirche, vor allem zu ihrer Vat ikansführung, welche mit ihrer 
ganzen Tradition in unserer Nationalgeschichte auf den antinationalen Positio­
nen stand. Deswegen war das Verhältnis unserer Gläubigen zur Religion relativ 
vielmehr gle ichgült ig und formal als z. B . in anderen volksdemokratischen 
Ländern. Das gilt namentlich für unsere historische Länder . In der Slowakei 
und im Teile Mährens mit Rücks icht auf die Bauernschaft sowohl deshalb, 
dass der Hussitismiis her nicht mit dauerndem Einfluss durchdrang, dass da 
die gewaltige Rekatholisation nicht stattfand usw., war der Einfluss der Religion 
mehr ausdrückl ich. 

Bereits im Laufe März und April 1949 hat der Z K der KPTsch die ganze 
Konzeption dieser politischen Bewegung der fortschrittlichen Katholiken aus­
gearbeitet: sie stellte die Forderung der breiten Gläub igenmassen , die sich das 
Ü b e r e i n k o m m e n zwischen dem Staat und der Kirche wünschten , als Gegensatz 
zur Kirchenhierarchie, welche dieses Ü b e r e i n k o m m e n ablehnte. Gleichzeitig 
dabei entdeckte die Partei den Vatikan als einen wichtigen Faktor der internatio­
nalen Politik — trat aber gegen ihn von rel ig iösen Gesichtspunkten nicht auf. 
Als Ziel der Bewegung war eine definitive Isolation der Hierarchie von breiten 
Gläub igenmassen , eine Fü l lung der existierenden katholischen Kirche bei uns 
und ihrer Organisation mit einem neuen Inhalt. Im Geiste der Nationaltradition 
sollte wieder die Kyrillomethodiuskirchentradition, d. h. Mitarbeit mit dem 
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Osten als Antwort auf die antiöst l iche, d. h. antisowjetische und antivolksdemo-
kralische Vatikansorienlation lebendig gemacht und verstärkt werden. In dieser 
Hinsicht sollte Velehrad zum Zentrum der progressiven Priester sowohl zur 
Wallfahrt und Verstärkung dieser slawischen Tradition werden. Es ist sogar ein 
Vorschlag der Perspektiven Stellung der Forderung der slawischen Lithurgie 
angenommen worden. 3 2 

Am 29. April 1949 ist die ganze Konzeption an der Beratung der fortschritt­
lichen Priester vorgetragen und angenommen worden und für diese ganze Be­
wegung die Benennung Katholische Aktion gewähl t . Dieser Entschluss war nicht 
zufäll ig. Die KPTseh brachte hier wieder den Grundsatz zur Geltung, keine neuen 
Organe und Institutionen zu schaffen, sondern die existierenden zu efhalten — 
und die Katholische Aktion ist zum Leben durch die päpst l iche Enzyklika 
bereits im Jahre 1922 ausgerufen worden — und ihnen einen neuen, den Bedürf­
nissen der Sozialentwicklung entsprechenden Inhalt zu geben. Dadurch ist auch 
vorher der Kirehenhierarchie eine weitere Basis, aus welcher sie ihre Aktionen 
gegen den Staat ausrufen könnte , abgenommen worden.-53 

Eröffnung der ganzen Aktion erforderte sorgfällt ige Vorbereitungen, einst 
das Gewinnen eines Teils der Geistlichkeit, welche aktiv und furchtlos vor der 
Öffentl ichkeit auftreten würde , einst das Gewinnen der geeigneten Vertreter 
der Gläubigen , welche \orbereitungsausschuss der Katholischen Aktion ausbil­
den könnten und auch zu Iniziatoren dieser Bewegung in einzelnen Kreisen 
würden . In dieser Hinsicht übten Akt ionsausschüsse im Laufe Mai 1949 eine 
sehr intensive Tätigkeil aus und auf Grund des Jahresarbeit unter dem Klerus 
und Gläubigen sind bereits zum 1. Juni mehr als 300 Priester gewonnen worden, 
die bereit waren sofort aufzutreten, und wenigstens 200 weitere waren dazu 
vorbereitet. Gleichzeitig wurde eine sehr sorgfällt ige Auswahl der Laien durch­
geführt, besonders vom Standpunkte ihrer Autorität unter Gläubigen aus und 
mit jedem ist eine Reihe von Personengesprächcn realisiert worden.3'* 

Es waren auch weitere Massnahmen vorbereitet. Durch Sorge des Ministe­
riums für Schulwesen ist die erste Nummer des Verordnungsblattes der katho­
lischen Geistlichkeit gedruckt worden als Organ, das die Geistlichkeit über Be­
strebungen und Massnahmen der Regierung bei der Lösung von Kirchen fragen 
informieren sollte. Das Verordnungsblatt ist auf Personenadressen einigen Tau­
senden der Priester e ingehändigt worden. 

In Tagen vom 26. Mai bis 12. Juni lief eine Kampagne als Vorbereitung für 
die Katholische Aktion durch. Es ist die Christliche Akademie und Volksakademie 
als katholische Vereine, in welchen Kundgebungen der fortschrittlichen Katholi­
ken stattfinden konnten, gegründet worden. Es sind bei den Nat iona lausschüssen 
in Kreisen Diözesensekretärc angestellt worden sowie auch ein besonderes Re­
ferat für SichersteUung der Wallfahrten. 

Die Bewegung der Katholischen Aktion begann eigentlich bereits Ende Mai, 
als den Bischofskonsislorien und dem Z A A der N F aus den Kreisen Resolutio­
nen und Unterschriften der Gläubigen und Geistlichen zukamen, die das Be­
dauern über den Misserfolg der Verhandlungen zum Ausdruck brachten. Unter 
ihnen war auch eine Reihe von Resolutionen der katholischen \ ereine und 
ihrer Zweigstellen. Anfangs Juni war die Zahl der Resolutionen bereits so gross, 
dass führende Organe der KPTseh und des Z A A der N F auf ursprüngl iche 
Absicht verzichteten, damit die Katholische Aktion auf Anlass der N F als 
entscheidenden politischen Paktors entwickelt würde , d. h. auf Anlass der 
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Akt ionsausschüsse . Als Hauptantrieb zur Aktivisation der Aktion wurde eigent­
lich die Bewegung der glaubenden Katholiken von unten, natürl ich von Aktions­
ausschüssen dirigiert. Es ist begreiflich, dass die breiten Vorbereitungen zur 
Eröf fnung der ganzem Aktion der Kirchenhierarchie nicht geheim blieben. Sie 
warnte durch ihre Briefe die Geistlichkeit vor der vorbereiteten Katholischen 
Aktion als vor einer Schismatischen Bewegung und drohte mit Kirchenstrafen. 3 5 

Man soll sehen, dass gleichzeitig mit dem Organisieren der fortschrittlichen 
katholischen Bewegung von unten bei entscheidender Initiative der Aktionsaus­
schüsse , ein administrativer und gewaltiger Druck von oben auf die katholische 
Hierarchie ausgeübt wurde, und zwar seitens der staatlichen Organe. Auf die 
Versuche um Missbraueh der Kirehcnpresse antwortete die Regierung mit Verbot 
des Druckes irgendwelcher re l ig iösen Drucksachen ohne Bewilligung. Es wurde 
die Zufuhr der hetzenden Vatikanszeitschriften Acta sedis apostolicae und Osser-
vatore Romano unterbrochen. Man hörte ab Visa für Vorgestellten der Orden 
vom Aussen zu Visitationen unserer Kloster zu geben. Auf den theologischen 
Fakul tä ten sind Lektorate der Bürgercrz iehung als ein Laiengegenstand, welcher 
der Genehmigung von Kirchenbehörden nicht unterlag, errichtet worden. In 
die Konsistorien, die eigentlich öffentl iche B e h ö r d e n mit vom Staat gezahlten 
Angestellten waren und aus welchen dabei aufhetzende Rundschreiben und 
Blätter herauskamen, sind durch ein Dekret des Ministeriums für Schulwesen 
B e v o l l m ä c h t i g t e eingesetzt worden. Alle diese Massnahmen begrenzten die M ö g ­
lichkeiten der Hierarchie zum Missverwenden der Kircheninstitutionen und 
Religionsaktione.il zur Zerstörertätigkeit . 

Am 10. Juni 1949 traf in Prag eine Manifestationskonferenz der Geistlichen 
und Laien der katholischen Kirche aus der ganzen Republik zusammen. Es 
nahmen an ihr 67 Geistliche neben der grossen Zahl von Laieng läubigen teil. 
Vom Handeln entstand eine Erklärung, in welcher die tschechischen und slowa­
kischen Katholiken ihre Treue zur katholischen Kirche betonten und in der 
Angelegenheit des Glaubens sich der Kompetenz der kirchlichen Vorgestellten 
unterordneten. Gleichzeitig aber brachten sie ihre Unzufriedenheit mit der Ein­
stellung der Bischöfe zum Staat zum Ausdruck und sprachen einen Wunsch aus, 
damit bei weiterem Handeln zur gegenseitigen Ü b e r e i n s t i m m u n g k ä m e . Die 
Konferenz sprach sogar eine direkte Warnung auf die Adresse jener aus, welche 
die Priester oder Gläubigen wegen ihrer positiven Einstellung zum Staat ver­
folgen m ö c h t e n , und lehnte auch irgendwelche Versuche ab, Aufträge und 
Direktiven politischen Charakters von Aussenkirchenkreisen bei uns zur Geltung 
zu bringen. 3 6 

Konstituierende Versammlung des Ausschusses der Katholischen Aktion fand 
am 17. Juni statt und bis zum Ende Juni liefen die Konferenzen der Katholi­
schen Aktion in allen Kreisen durch — immer bei Teilnahme einiger Hundert 
Gläub igen — und auch in der Mehrheit von Bezirken. Gleichzeitig wurden 
überal l Kreis- und Bez irksausschüsse der Katholischen Aktion gebildet. Die 
Praxis war so eine, dass in die Ausschüsse der Katholischen Aktion Katholiken 
als Vertreter einzelner Organisationen und Zweigstellen der N F vorgeschlagen 
wurden, z. B. für Frauenrat, Volkspartei, Verband der katholischen Frauen und 
M ä d c h e n , Verband der Freihei tskämpfer usw.3' 

Gleichzeitig mit der Veröffent l ichung der Erklärung vom 10. Juni begann 
unter Geistlichen eine lTnterzeichnungskampagne zur Unterstützung der Katho­
lischen Aktion. Bis zum Ende Juni sind mehr als 1500 Unterschriften von Prie-

http://Religionsaktione.il
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sicrn gewonnen worden, von denen wohl einige nirhl wünschten , dass ihre 
Namen veröffentlicht wurden. : w 

Verbreitung der Kalholischen Aktion, welche als eine Offensive gegen Be­
strebungen der katholischen Hierarchie war, stiess auf scharfen Widerstand 
Vatikans. Bereits am 13. Juni kommentierte der Vatikaner Rundfunk die Be­
gebenheiten in der Tschechoslowakei''19 und am 20. Juni durch Dekret des h ö c h ­
sten Offiziums ist die Katholische Aktion bei uns für eine schismatische erklärt 
worden und alle ihre Mitglieder für exkommunierte. Gleichzeitig hat bei uns die 
Kirchenführung Drohungen mit Kirchenslrafen verstärkt gegen diejenigen, 
welche sich loyal zum Staat erklärten, und auch in den Kirchen ist eine mächt ige 
Kampagne gegen Katholische Aktion eröffnet worden. Die Regierung hat am 
21. Juni mit einer scharf formulierten Erklärung geantwortet, in welcher sie die 
Bestrebungen der Kirchenführung verurteilte und sich zum Schutz jener Gläu­
bigen und Priester, welche der Republik Treue hielten, stellte. Die Lage hat sich 
durch neues päpst l iches Dekret vom 13. Juli zugespitzt, weil die Exkommunika-
linospraxis auf alle Katholiken-Kommunisten, sowie auch auf alle, welche mit 
ihnen zusammenarbeiteten, ausgedehnt worden ist. Führende kirchliche Vorge­
stellte in der Tschechoslowakei waren entschlossen diese Vatikanlinie zu realisie­
ren. Das bedeutet, noch mehr ihre Isolation von Gläubigen und anderem Klerus 
zu verstärken und noch ausdrücklicher sie öffentlich zu demaskieren. 

Es wäre sehr fesselnd weiterem Konflikt zwischen dem Staat und der Kirche 
zu folgen, welcher mit Brechen der reakt ionären Bestrebungen der katholischen 
Hierarchie endete. Durch Bildung der Organe der Katholischen Aktion im zen­
tralen, Kreis- und Bezirksmass ü b e r k a m wohl die Problematik der politischen 
Arbeit unter katholischen Gläubigen und der Geistlichkeit an diese Organe und 
hörte auf als Inhalt der Arbeit der Organe der Nationalfront zu sein. Enthebung 
der Kirchenfragen aus der Kompetenz der Akt ionsauschüsse ist auch organisa-
lionswcise durch Überführung der Kirchenreferenten der Kreis- und Bezirks­
akt ionsausschüssc an die Kreis- und Bez irksnat ionalausschüsse zum Ausdruck 
gebracht. Diese ganze Entwicklung ist dann durch Errichtung der Staatsbehörde 
für Kirchenangelegenheitcn im Oktober 1949 vollgebracht. 

Die Kirchenpolitik der KPTsch war also als ein wichtiger Teil der Nachfeber-
konsolidation unseres politischen und öffentl ichen Lebens. 

Ihre Realisierung in unmittelbarer Nachfeberzeit entsprach der demokrati­
schen Lösungsar! unserer Revolution und der Formierung des Systems der Pro-
letaiiatsdiktalur hei uns. in welchem die bedeutsamste Holle die Nationalfront, 
durch kommunistische Partei geführt, spielte. Eben Organe der Nationalfront — 
Akt ionsausschüsse — spielten in der Kirchenpolitik in dem Zeitabschnitt vom 
lieber 1948 bis zum Herbst 1949 eine sehr wichtige Rolle. Der1 Boden der Na­
tionalfront ist auf solche Weise zur Basis geworden, auf der auch die Kirchen­
probleme gelöst wurden. 

Man soll sehen, dass die kommunistische Partei in der Tschechoslowakei bei 
der Realisierung der R e v o l u t i o n s ä n d e r u n g e n in den Fragen der Kirchenpolitik 
Zielbewusstsein, E r w ä g e n und Geduld zeigte. Die Lösung dieser komplizierten 
Fragen durch eine Form der Differenzierung unter Gläubigen und dem Klerus, 
durch die Form der Katholischen Aktion, nicht durch Durchführung der Tren­
nung von Kirche und Staat u. dgl. war als ein sehr se lbständiger und unseren 
Verhältnissen entsprechender Zutritt. Gewisse Deformationen, denen die Kirchen­
politik in weiterem Zeitgebiet des Dogmatismus und Kults der Persönl ichkei t 
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unlerlag. v e r m ö g e n auf keine Weise den schöpferischen Zutritt der Partei zur 
Kirclienpioblematik in .fahren I 948—• 1JM9 erniedrigen. 

übersetzt von ilr. Leonard Bocek 

A N M E R K U X G E X 

1 Nachrichten clor statistischen Staatsbehörde (SÜS), Jahrg. 29/1948, S. 1045—1056. Slaat-s-
/.(mtralaivliiv(SZA)-FoTids dos Zenlralaktionsausschusses der Nalionalfrom (ZAANF) Kart. 33 
— Kirchenfragcn (OC). 

2 Auf Grund der Feststellung des Finanzministeriunis aus eingegebenen Yermögensanerken-
nungen betrag der Gesamtwert des Kirchenvermögens zum 15. 11. 1945 in tschechischen 
Ländern 2876 Millionen Kos, in der Slowakei 1507 Millionen Kcs. Durch Bodenreform naoli 
Feber 1948 ist das Kirchenvermögen im Ausmass von 319 000 ha beschlagnahmt worden. 
(Archiv des Insululs für Geschichte der KPTsch (AIGKPTsch) Fonds K l . Gottwald IV/3, 
5-6) SZA-ZAANF, Kart. 10önSlaatsarcliiv Brno (Brünn) (SAB) B 75 (Kreisaktionsaussehuss 
der N«tionalfront v, Kart. 17, F. 25. Kart. 111, F. 623. 

3 Vergleiche z. B. die Botschaft des Erzbischofs Dr. Beran Katholischen Christen und allen 
Leuten des guten Willens vom 25. 2. 1948. — SZA, ZAANF, Kart. 32, F. 1. Rovnost -
Organ «Ur KPTsch, 9. 3. 1948, S. 2. 
Rüde prävo, Zentralorgan der KPTsch, 20. 3. 1948, S. 1. 

5 Als Vorstand der Kirchenkommission des Z A A N F war der Gerechligkeilsminisler und Gene­
ralsekretär des Z A A N F Dr. Cepicka. In der Kommission waren 10 Vertreter der katholi­
schen Kirche, unter ihnen war auch Minister P. J . Plojhar. Von anderen Kirchen hatte 
die tschechoslowakische Kirche in der Kommission 4 Vertreter, evangelische 3, jüdische 
und Unitäre je eins (AIGKPTsch, Kart. 3-Fonds ZAANF). 

6 Diesen Standpunkt formulierte an der Beratung der Kirchenkommission bereits am 
24. 5. 1948 der Bischof Dr. Trochta. SZA, ZAANF, Kart. 106, Kornmission 24. 5. 1948. 

7 SZA, ZAANF, Kart. 106. 
8 Diese Erklärungen hat Zentralrat der tschechoslowakischen Kirche (diese halte in tsche­

chischen Tündern 1 Million Mitglieder), Rat der evangelischen Kirche der Böhmischen 
Brüder (3.'i0 000 Mitglieder), Eparchalrat der orthodoxen Kirche (40 000 Mitglieder), Rat 
der jüdischen Religionsgemeinde (22 000 Mitglieder), Vcrwaltungskollegium der religiösen 
Gesellschaft tschechosl. Unitäre (3000 Mitglieder) veröffentlicht. Daselbst. 

9 P. .T. Plojhar hat eine bedeutsame Rolle bereits beim Auferstehen der Volkspartei, für die 
er zum Minister in Gottwaldsnachfeberregierung geworden ist, gespielt. Als Glied der 
Kircheukommission des Z A A N F hat er an ihrer Versammlung 15. 4. 1948 sehr scharf 
gegen Verurteilen des loyalen Einstellens der katholischen Priester von Kirchenführung 
bei uns aufgetreten und kategorisch Bestrafung der Priester genehmigt, welche durch ihr 
feindliches Einstellen zur Republik als Nationalverräler sieh gezeigt haben. (SZA, ZAANF. 
Kart. 106.) 
Bischofsberatung in Olomouc (Olmütz) am 3. 5. 1948 war nur eine Zusammenfassung des 
gänzlichen Kurses, welchen die Kirchenführung schon im Laufe April praktizierte. Ver­
gleiche z. B. den Brief des Erzbischofs Dr. Beran Liebe Milbrüder vom 21. 4. 1948, be­
stimmten für alle Priester. Daselbst. 

1 0 Daselbsl, Kirchenkommission 24. 5. 1948. 
1 1 Arthiv des Zenlralausschusses der National!rnnl (ZAANF), Wahlen 1948. Nachrichten SÜS, 

Jahrg. 29/1948, S. 491 u. folg. 
1 2 SZA, ZAANF, Kart. 106, telephonische Meldung der Kreise über Wahlen. Angeführte 

Meldungen sind nüchtern zu schätzen — einige Priester haben unterzeichnet, dann aber 
sprachen gegen einheitliche Kandidatenliste. 

1 3 AIGKPTsch, ZAANF, Karl. 7. 
1 4 Zum unmittelbaren Vorwand für Eröffnung des Handelns ist die Einschreibung der Schü­

ler in Kirchenschulen geworden. Wäre sie nämlich nicht rechtzeitig bewilligt, wären 
praktisch die Kirchenschulcn zugrunde gegangen, da die Eltern nicht gewartet und die 
Kinder in öffentliche Schulen hätten einschreiben lassen. Gesuch um Verhandlungen haL 
die Kircliu am 10. Juni voirgelegt. 
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l a Diesen Forlgang des Präsidenten und der Regierung ist heule mit Abstand zu schätzen 
möglich. 
Einerseits zeigte sich, wie weit die Kommunislenrogierung in ihrer Bestrebung, breiteste 
Massen zu vereinigen und wirklich als Sprecher des ganzen Vollmes zu sein, zu gehen 
bereit ist. Deswegen hat dieses Gesto sehr stark in Kreisen der Gläubigen, ehemaligen 
Mitglieder der Volkspartei, gewirkt. Anderseits aber zeigte sieh, dass der Akt Te deum 
für unsere Hierarchie unverbindlich war, denn sie war entschlossen, die Beziehungen zu 
verschärfen. Als Zeuge dazu war z. B. das erzbischöfliche Rundschreiben, herausgegeben 
kurz darnach, in welchem nuler anderem stand: ,,. . . ich kann niemanden verhindern, 
wenn er für seine Arbeit Segen Gottes sich ausbelen will." Dies wurde so angenommen, 
als ob sich der Erzbischof bei den Gläubigen deswegen entschuldigen möchte, dass er den 
Präsidenten in die Kirche freigelassen hat. Die Kirchenkomniission ZAANF ersuchte den 
Erzbischof. dass er diesen Passus im Rundschreiben ausliesse, dieser aber hat abgelehnt 
es zu erfüllen. (SAB. B 75, Kart. 83, F 496.) 

1 0 SZA, ZAANF, Kart. 105, 106, Brief Dr. Uerans an Minister Dr. Cepicka vom 6. 7. 1948. 
/AB, B 75, Kai l . 83, F 493, Versammlung der Kreiskirchensekretüre in Prag den 3. 11. 
1948. 

1 7 SZA. ZAANF, Kart. 105, Lidovä demokracie vom 29. 7. 1948. Lidove noviny vom 31. 7. 
1948. Rowo.vf vom 30. 7. 1948. 

«» SZA, ZAANF, Kart. 105. Die Blätter Dr. Berans vom 4. 8., 5. 8., 6. 8. 1948. Dem päpstli­
chen Dekret gemäss, veröffentlichten den 30. 6. 1948 in Acta apostolicae sedis, war für 
die Katholiken strafbar, die kommunistische Lehre zu bekennen, namentlich diese zu 
verteidigen oder verbreiten, lesen, vermehren oder Bücher ausgeben, so auch Periodiken, 
Zeitungen oder Flugschriften, welche der Kommunistenlehre oder Tätigkeit dienten und 
in angeführte Publikationen zu schreiben und schliesslich die kommunistische Partei zu 
unterstützen oder ihr Mitglied zu sein. Übertretung dieser Verbote sollte mit schwersten 
Kirchenstrafen verfolgt werden. 

1 ( 1 SZA. ZAANF, Kart. 105. Nach Meldungen aus Kreisen. 
2 0 Daselbst. 
- 1 Bereits au der Beratung der Kirchenkomniission am 10. 5. kritisierte Dr. Cepicka die Tat­

sache, dass Beschlüsse der bischöflichen Beratungen noch denselben Tag in der Hetz­
sendung aus Lumion kommentiert wurden. (SZA, ZAANF, Kart. 32.) 

2 2 Am 25. 11. 1948 hat Erzbischof Dr. Beran die Genossenschaft der katholischen Jugend 
aufgelöst, denn ihre Tätigkeit kollidierte mit der Aufgabe des Verbandes der tschechischen 
und des Verbandes der slowakischen Jugend. Ihre Zweigstellen führten die katholische 
Jugend im antivölkischen Geist, so dass bei einigen von ihnen die Tätigkeit schon früher 
eingestellt werden musste. Gleichzeitig hat der Erzbischof neue Statuten der Katholischen 
Charität genehmigt, welche dem volksdemokratischen Geist entsprachen und politische 
sowie wirtschaftliche Kontrolle des Vereines durch öffentliche Organe garantierten (Ver­
treter Ministeriums). SZA, ZAANF, Kart. 105. 

2 5 Daselbst. 
2 ' Daselbst. 

Daselbst. Ganz selbständig, ohne Berücksichtigung der Instruktionen der vorgestellten 
Kirrhcnbehördcn. hat ihren Standpunkt bloss 13 Priester angenommen. 

2 6 So z. B. in Brno (Brünn) war der Bischof gezwungen am 10. 12. 1948 eine Delegation 
der katholischen Gläubigen anzunehmen. Diese bestand aus Vertretern der Charität, des 
Frauenrates, des Verbandes der katholischen Frauen und der katholischen I lochschüler 
und legte dem Bischof eine Resolution der 7000 unterzeichneten Gläubigen, ersuchenden 
folgerechte Reinigung in Reihen der Priester, vor. Die Delegation hat auch einzige Fälle 
namentlich vorgelegt. Die Bischofsaniwort war typisch: „Tritt der Staat, als ein strafender 
Vater auf, so muss die Kirche als gütige Mutter gegen Priester-Übertreter auftreten." Er 
hat abgelehnt, ein Einschreiten gegen sie durchzuführen. (SAB, B 75. Kart. 83, F 493.) 
Knvimk 24. 11. 1948. 

2 7 Mil Wirkung vom 1. 12. 1948 sind alle Zeitschriften für Kinder und Jugend sowie auch 
gesamter lokaler Kirchendruck eilige«teilt worden. Vom 1. I. .1949 sind für die katholische 
Kirche alle Periodiken ausser Acta curiae für einzelne Diözesen und zwei Wochenzeit­
schriften eingestellt worden. (SZA, ZAANF, Kart. 162, F 8, Kart. 105). 

2 f i SZA, ZAANF, Karl. 105. 
» SAH. B 75. Kart. 83, E 493. SZA, ZAANF, Kart. 105. 
•'" Als Repräsentant dieser Bestrebungen war z. I!. der Lcilnieiilzcr Bischof Dr. Trochta, 
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indem am Randval ikansf lügel z. B. der Bischof Dr. Picha aus Hradec Krälove stand. 
(StA, ZAANF. Kart. 105, F 2.) 

3 1 Her neue NunliusVertreter Msgre Verolino, welcher am 12. 3. nach Prag gekommen ist, 
hat schon am 18. 3. dem Eizbischof Dr. Bcran ein Interview mit amerikanischen Journa­
listen Lewin organisiert, welcher aus Bulgarien, wo er einem Prozess mit Geistlichen 
beiwohnte, zimickkehrte. Der Erzbischof hat erklärt, dass das Übere inkommen mit 
Staat heute nicht möglich ist. Noch denselben Tag ist das Interview durch Stimme Ame­
rikas ausgesendet worden. Resultat der Konferenz, welche den 22.-23. 3. in Smokovec 
zusammentraf, wurde also eigentlich im voraus gekündigt . Die Angelegenheit mit dem 
Abhören war bloss als Vorwand. (SZA, ZAANF, Kart. 38, Beratung 28. 4. 1949. AIGKPTsch, 
K l . Gotlwald IV/3.) 

3 2 AIGKPTsch, K l . Gottwald IV/3. SIA, ZAANF, Kart. 38, Kirchensekretäre 13. 4. 1949. 
Uercits am 23. 12. 1922 hat der damalige Papst Pius XI. Enzyklika Ubi arcano Dei aus­
gegeben, durch die er die katholische Aktion als eine Bewegung errichtet hat, welche 
Teilnahme der Laien im Leben der Kirche betonte. Nachfebruarische Katholische Aktion 
war also eigentlich als Rückkehr zu ihrer ursprünglichen Mission. KPTsch konnte da auch 
auf die Erfahrungen mit dieser Bewegung aus Italien und Frankreich anknüpfen, wo 
nach dem Jahr 1945 eine Bewegung der Katholiken entstand, welche darüber bestrebt 
war, dass die Kirche zum Verbindeten der kapitalistischen Interesse zu sein aufhörte. 

'"' AIGKPTsch, K l . Gottwald IV/3, SZA, ZAANF, Beratung 16. 5. 1949. 
3 5 SAB, B 75, Kart. 90, F 593, AIGKPTsch, K l . Goitwald IV/3. 
3 0 SAB, B 75, Karl. 83, F 496. Erklärung der tschech. und slow. Katholiken. 
3 7 SZA. ZAANF, Kart. 38 - Katholische Aktion. 
3 8 SAB. B75, Kart. 83, F 493, SZA, ZAANF, Kart. 38. K A . 

3 9 SAB. B 75, Kart. 83, F 496. 

K P R O B L E M A T I C E C l R K E V N l P O L I T I K ! " K S C V L E T E C H 1945-1948 

Unorovym vitezstvim naseho lidu byla Komunist ickä slrana Ceskoslovenska poslavena 
pred novy historirky ükol: aplikovat obecne zäsady o diktalufe proletariätu v konkretnich 
podminkäch Ceskoslovenska, zajistit dalsi revolucni zmeny lidove domokratieke moci zpü-
sobem, odpovidajicim nasim pomeriini. To vse vyzadovalo velmi samostatny a tvüre.i pfistup 
slrany a kladlo velke näroky na joji fidici cinnost pfi fcrmovdni noveho syslemu revolucni 
moci, jehoz zäkladni rysy se v y t v ä f e l y v prvnich tydnech a mesicich po tJnoru. 

Je treba iiei, ze vhodne formy pfemeny dosavadniho obsahu lidove demokruticke moci, 
odpovidajici nasim pomerüm, byly zähy nalezeny. Z nich vystupovala do popfrdi zejmcna 
üloha Närodni fronty jako nejdulezitejsiho nästroje ve vedeni mas a näroda pi'i uskuteciio-
väni vsech techlo revoluenich pfemen. 

Jiz v prvnich mesicich po Ünoru se KSC podafilo prostfednietvi/n akenich vyborü jako 
revoluenich orgänü Närodni fronty provest ocistu vefejneho a politickeho zirota a zformovat 
Närodni frontu na novych zäkladech. 

Zachoväni existujicich rozmanitosti forem politickeho a vefejneho zivola pri soucasnem 
jejich napliioVäni novym obsahem bylo nesporne vyrazem tvüreiho pfistupu KSC pH formo-
väni systemu diktatury proletariätu v bezprostfednim poünorovem obdobi. Avsak lato kon-
solidace poünoroveho politickeho zivota se nemohla tykat jen slozek Närodni fronty, tj. po-
litickych stran a masovych organizaci. Byly zde jeste dalsi vyznamne instituce, s jejiiniz 
vlivy bylo tfeba pocitat — cirkve, a mezi nimi zejmena katolickä. 

Smyslcm cirkcvni politiky KSC v poünorovem obdobi bylo rozsifcni politicke jednoty 
naseho lidu, predstavovane obrozenou Närodni frontou, o ty vrstvy obyvatelstva, klere v te 
ci jine forme byly o v h v n o v ä n y cirkvemi, zejmeiia cirkvi katolickoii. V tomto smeru byla 
take cirkevni polilika pokracovänim a soueästi drivejsiho üsili strany o vedeni näroda. Slo 
o tu. aliy byly z iskäny ty demokralicke sily v cirkvi, klere kolisaly mezi llakem Vatikänu 
a svyin närodnim citenim. al)y byl paralyzovän a zlomen vliv reakenich snah mezi vefieimi 
a klercm. 

(.irkevni polilika KSC ! i \ la ledy dülezilou soiuäst i poünorovc. konsolidaec naseho politic­
keho a verejuelio /ivnla a prispi'vnia k tipi'vnovani revolucni muri. 

Jeji uskutecnoväni v bezpruslfednim poünorovem obdobi odpovidalo drmokraliekemu 
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pfislupu fescni nasi revolucc i formoväni systemu diklatury proletariätu u näs, v H e n r i 

ne.jdülczitejsi ülohu hrala Närodni fronta, vedenä Komunislickou stranou. Präve orgäny 
Närodni fronty — akcni vybory — hräly v cirkevni politice v obdobi od ünora J 9̂ 8 az du 
podzimu 1949 velmi dülezitou ülohu. Mely rozhodujici podil na dükladnem prozkoumäni 
situaee mezi veficimi i klerem, ktere bylo pfedpokladem sprävneho feseni cirkevnich otäzek 
u näs. Püda Närodni fronty se tak stala zäkladnou, na niz byly feseny i problömy cirkevni. 

Je tfeba videt, z e KSC jako vedouci sila pfi uskutecnoväni revolucnich piemen projevo-
vala v otäzkäch cirkevni politiky cilevedomost, rozväznost i trpelivost. Reseni techlo slozi-
lycli otäzek formou dife iencoväni mezi veficimi i klerem, formou Kalolicke akce, neprovä-
duiiim odluky cirkve od statu atp. bylo velmi samostatnym pfistupem, odpovidajicim nasim 
pomerüm. Urcite deformace, jimz podlehla cirkevni politika v dalsim obdobi, spjatem 
s metodami dogmatismu a kultu osobnosti, nemohou nijak snizit Ivürei pfistup strany 
k cirkevni problematice v letech 1948—19"59. 


